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EJPD Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement

GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen
und -direktoren

NEK Nationale Ethikkommission im Bereich der Humanmedizin

SGG Schweizerische Gemeinnutzige Gesellschaft

VCS Verkehrs-Club der Schweiz

SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband

SSsV Schweizerischer Stadteverband

SBK Schweizer Berufsverband der Pflegefachfrauen und Pflegefachmanner

EKS Evangelisch-reformierte Kirche Schweiz

CBCES Schweizer Bischofskonferenz, Kommission fur Bioethik

iEH2 Institut far Ethik, Geschichte und Geisteswissenschaften, Medizinische
Fakultat, Universitat Genf

MERH_UZH Kompetenzzentrum Medizin - Ethik - Recht Helvetiae

MIGUNIBE Zentrum fur Gesundheitsrecht und Management im Gesundheitswesen

SPO SPO Patientenschutz

HLI Human Life International Schweiz

HGS Hippokratische Gesellschaft Schweiz

APOL Arzte und Pflegefachpersonen gegen Organspende am Lebensende

DFJP Département fédéral de justice et police

CDs Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé

CNE Commission nationale d'éthique

SSUP Société suisse d'utilité publique

ATE Association transports et environnement (ci-devant AST)

UPS Union Patronale Suisse

uvs Union des Villes Suisses

ASI Association suisse des infirmiers et infirmieres

EERS Eglise évangélique réformée de Suisse

CBCES Commission de bioéthique de la Conférence des évéques

iEH2 Institut Ethique Histoire Humanités, Faculté de médecine, Université de
Genéve

MERH_UZH Centre de Compétence Médecine - Ethique - Droit Helvetiae

MIGUNIBE Centre pour le droit de la santé et la gestion des soins de santé

OSP OSP Organisation suisse des patients

HLI Human Life International Suisse

SHS Société Hippocratique Suisse

MIOF Médecins et Infirmieres contre le Don d'Organes en Fin de Vie
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 20.12.2017
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Grundrechte

Mitte Dezember 2017 gab der Bundesrat den Medien bekannt, dass er die Volksinitiative
«Ja zum Verhiillungsverbot» ablehne, ihr aber mit einem indirekten Gegenvorschlag
begegnen mochte. Die Initiative fUr ein nationales Verbot sei abzulehnen, weil die
Kantone selber entscheiden koénnen sollten, ob sie die Gesichtsverhdllung im
offentlichen Raum verbieten wollen oder nicht. So héatten die Kantone Tessin und St.
Gallen ein solches Verbot beflrwortet, wahrend es in Zirich, Solothurn, Schwyz, Basel-
Stadt und Glarus abgelehnt worden sei. Diesen unterschiedlichen Befindlichkeiten gelte
es Rechnung zu tragen. Der Bundesrat anerkenne jedoch, dass die Gesichtsverhullung
problematisch sein kénne, und zwar zum einen, wenn jemand zur Verhullung
gezwungen werde, und zum anderen im Kontakt mit den Behérden. Er wollte sich dieser
Problematik daher mit einem indirekten Gegenvorschlag annehmen, der Regelungen
auf Gesetzesebene vorsehe, ohne den Kompetenzbereich des Bundes zu
Uberschreiten. Konkret solle es im Strafgesetzbuch ausdricklich verboten werden,
jemanden zur Verhullung des Gesichts zu zwingen. Zudem solle der Kontakt mit
Bundesbehdrden und Bundesrecht vollziehenden Behoérden unter Androhung von
Strafe unverhllt erfolgen mussen. Der Bundesrat beauftragte das EJPD mit der
Ausarbeitung einer entsprechenden Vernehmlassungsvorlage bis Ende Juni 2018.

Bei den Initianten vermochte der Vorschlag des Bundesrats wenig Eindruck zu
erwecken; er sei «<schwammig» und entspreche nicht dem Anliegen der Initiative, so
Walter Wobmann (svp, SO) gegeniiber der Basler Zeitung. Das Komitee halte an der
Initiative fest und blicke der Abstimmung nach wie vor zuversichtlich entgegen. Die SVP
lehnte den bundesréatlichen Vorschlag ebenfalls als «wirkungslos» ab, wie in der Presse
zu lesen war. Auf wenig Gegenliebe stiess der Vorschlag indes auch bei den Grinen.
Nationalrat Balthasar Glattli (gp, ZH) bezeichnete ihn gegenliber der Basler Zeitung als
«falsch und Uberflissig», weil Notigung ohnehin strafbar sei, und machte ihm in der
Aargauer Zeitung den gleichen Vorwurf wie der Initiative selbst, namlich zur
«Stimmungsmache gegen Muslime in der Schweiz» beizutragen. Positiver ausserten sich
die CVP und die SP zur Stossrichtung des Bundesrates, wenngleich sich die SP weiter
auf ihren eigenen direkten Gegenentwurf zur Verbesserung der Gleichstellung der
Frauen konzentrieren wollte. SP-Nationalrat Cédric Wermuth (sp, AG) bedauerte im
Tages-Anzeiger, dass der Bundesrat sich nicht getraut habe, «die Debatte neu
auszurichten», und dass der Gegenvorschlag «keine Antwort auf das Unbehagen»
liefere, das hinter der Initiative stehe. Von verschiedenen Seiten wurde der
bundesratliche Vorschlag auch als nicht oder nur schwer umsetzbar kritisiert, da
Frauen, die gezwungen werden, sich zu verschleiern, dies eher nicht bei der Polizei zur
Anzeige bringen wirden. Stdnderat Andrea Caroni (fdp, AR), der bereits ein
Gegenkomitee zur Initiative gegriindet hatte, begrisste dagegen den Vorschlag des
Bundesrates. Er sei zwar nicht «das Ei des Kolumbus», er6ffne aber die Méglichkeit fur
eine gezielte Debatte Uber die Probleme im Zusammenhang mit der Gesichtsverhullung
und Uber allfallige Losungen, so Caroni gegentber «Le Temps». '

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.03.1987
KATRIN HOLENSTEIN

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.06.1990
SERGE TERRIBILINI

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 01.10.2020
JOELLE SCHNEUWLY

Strassenverkehr

Nach dem Entscheid des Parlaments vom Vorjahr Uber die Belassung der umstrittenen
Teilstucke im Nationalstrassennetz startete der VCS zusammen mit regionalen Komitees
vier eidgendssische Volksinitiativen gegen den Bau und Betrieb von Autobahnen
zwischen Murten und Yverdon (N 1), im Knonauer Amt (N 4), zwischen Biel und Solothurn
(N 5 wund im Jura (N 16). Diese sogenannten Kleeblatt-Initiativen wurden
gesamtschweizerisch von der SPS, der GPS sowie verschiedenen
Umweltschutzorganisationen unterstitzt. Sie kamen in weniger als drei Monaten
zustande. Da mit der Einreichung der vier Initiativen flr die Fortsetzung der
Bauarbeiten keine aufschiebende Wirkung erzielt werden kann, dréngten die Initianten
auf ein rasches Tempo bei der Behandlung der Volksbegehren. Eine von der LdU/EVP-
Fraktion eingereichte Motion (Mo. 87.593) verlangte ebenfalls ein Moratorium im
Autobahnbau bis zur Abstimmung tber die Kleeblatt-Initiativen.

Indessen gingen die Planungsarbeiten fir diese Teilstlicke zum Teil forciert weiter, was
namentlich die Regierungen der Westschweizer Kantone begrissten. Der Bundesrat
genehmigte das generelle Projekt Avenches - Murten/Léwenberg der N 1und kam dabei
mit der Raumplanung in Konflikt, da das neue Trassee nicht mehr mit den Richtplénen
der Kantone Bern, Freiburg und Waadt Ubereinstimmt. Dies fuhrte allein im Raum
Murten zu dUdber 100 Einsprachen. Der Kanton Jura protestierte mit aller
Entschiedenheit gegen das Bestreben der Initianten nach einem autobahnfreien Jura
und begrusste die bundesratliche Genehmigung der Plane flr die Transjurane, die vom
Parlament 1984 als Ergénzung ins Nationalstrassennetz aufgenommen worden war. Die
vom Kanton Solothurn nach der Ablehnung seiner Standesinitiative gewlinschten
Verbesserungen am Ausfihrungsprojekt des N 5-Abschnittes Biel - Solothurn wurden
vom Bund weitgehend akzeptiert. Trotzdem blieb der Widerstand ungebrochen, und
auch ein bisher unter Verschluss gehaltener Umweltvertraglichkeitsbericht kam zum
Schluss, dass die N 5 die Jurafuss-Gemeinden nicht wesentlich vom Verkehr entlasten
wirde. ?

Les résultats des votations pour ces trois initiatives sont pratiquement identiques et
constituent un rejet de la part de plus des deux tiers des votants. S'ils sont cependant
un peu moins compacts qu'en ce qui concerne l'initiative "halte au béton", la
proportion des non romands y est tout aussi massive. Les cantons concernés par les
troncons contestés ont tous repoussé ces textes; en téte viennent Vaud et Fribourg
pour la N1 avec plus de 80% de non, puis Zurich pour la N4 avec un peu plus de 65%.
Soleure et Berne furent plus réservés en ce qui concerne l'initiative sur la N5, qu'ils ne
rejetérent qu'avec une faible majorité.

Sozialpolitik
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Im Oktober 2020 wurde der Ergebnisbericht zur Vernehmlassung des indirekten
Gegenvorschlags zur Organspende-Initiative, welche vom 13. September bis zum 13.
Dezember 2019 gedauert hatte, verdffentlicht. Insgesamt hatten 81 Akteurinnen und
Akteure Stellung genommen, wobei sich mit 53 von ihnen ein Grossteil der
Vernehmlassungsteilnehmenden vollumfénglich oder grundsétzlich zustimmend zum
Gegenvorschlag aussprachen. Zu ihnen gehoérten 21 Kantone, die beiden Parteien GLP
und GPS sowie dreissig Organisationen, darunter auch Swisstransplant, eine
Unterstltzerin der Volksinitiative. Explizit abgelehnt wurde die Vorlage von 16
Vernehmlassungsteilnehmenden. Als Grinde fur die ablehnende Haltung wurden die
Beflirwortung der Volksinitiative (JU), des Erklarungsmodells (LU, CVP, EVP, CBCES, EKS,
MERH_UZH, NEK) oder der parlamentarischen Initiative Nantermod (fdp, VS; pa.lv.
18.443; FDP), aber auch die zu enge Zustimmungsldsung (APOL) und der Wunsch nach
Beibehaltung der aktuell giltigen erweiterten Zustimmungslosung (HGS) aufgefihrt.
Weitere Argumente gegen den indirekten Gegenvorschlag liessen sich auf ethische
Bedenken (SH, HLI, MIGUNIBE, SPO) oder auf die Forderung zurlckflhren, dass die
Vorlage Teil eines Gesamtprojekts zur Einwilligung in der Gesundheits- und
Humanforschung sein sollte (Privatim). Weder eine zustimmende noch eine ablehnende
Haltung nahmen aus diversen Griinden zehn Vernehmlassungsteilnehmende ein (BL, TG,
iEH2, SPS, BDP, SVP, GDK, insieme, SBK und SGG). Der SAV, santésuissse und der SSV
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verzichteten auf eine Stellungnahme.

Positiv aufgenommen wurde von der Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmenden die
geplante Einbindung der Angehodrigen. In diesem Zusammenhang kam denn auch
mehrfach die Forderung auf, dass eine Organentnahme nur zuléssig sein soll, wenn die
Angehdrigen erreicht werden kénnen. Auch die gesetzliche Verankerung eines Registers
wurde grésstenteils beflirwortet, wobei verschiedene Anderungsvorschlage eingingen.
Einer von ihnen bestand darin, dass neben der Dokumentation des Widerspruchs auch
eine Zustimmung festgehalten werden kénnen sollte. Von verschiedenen Seiten wurde
zudem der Wunsch geéaussert, dass der Stiftung Swisstransplant die Registerfihrung
zukommen soll, weil sie bereits Uber ein Register verflige. Ferner wurde der Information
der Bevolkerung Uber das Widerspruchsmodell ein hoher Stellenwert beigemessen. *

1) Medienmitteilung BR vom 20.12.2017; AZ, BU, BZ, BaZ, Blick, CdT, LT, Lib, NZZ, SGT, TA, TG, 21.12.17; Blick, 22.12.17

2) BBI, 1988, I, S. 306 ff.; SZ, 23.2.87; 20.5.87; 24.6.87; 13.7.87; NZZ, 5.3.87; 17.6.87; 3.7.87; 11.9.87; 17.9.87; SHZ, 12.3.87; Dém,
14.4.87;16.4.87; 16.6.87; 3.10.87; Bund, 20.5.87; 30.5.87; 17.6.87; 17.8.87; Ww, 25.6.87; Lib., 13.8.87; BaZ, 16.9.87; 17.10.87.;
VCS-Zeitung, 1987, Nr. 1,S. 7; Nr. 2, S. 4 ff.;Nr. 6, S. 4 ff.; Verhandl. B. vers., 1987, IlI, S. 33
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4) BBI, 2020, S. 9547 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung; TA, 16.12.19; AZ, 24.12.19
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